
1-D  
   

-1- 

 
 

G e f a h r e n a b w e h r v e r o r d n u n g 
 
über die Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung auf den Straßen sowie in den 
Anlagen der Stadt (Bensheimer Straßenverordnung). Aufgrund der §§ 74 und 77 des 
Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) in der Fassung 
vom 14.01.2005 (GVBI I S. 14), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.04.2013 (GVBl.I S. 
444), hat die Stadtverordnetenversammlung in ihrer Sitzung vom 26.03.2015 folgende 
Gefahrenabwehrverordnung für das Gebiet der Stadt Bensheim beschlossen. 
 
 

Abschnitt I: Geltungsbereich und Allgemeine Bestimmungen 

 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 

Die Gefahrenabwehrverordnung gilt für alle öffentlichen Straßen, öffentlichen Anlagen und 
öffentlichen Flächen im Bereich der Stadt Bensheim. 
 
(1) Öffentliche Straßen im Sinne dieser Gefahrenabwehrverordnung sind alle Straßen, 

Wege und Plätze, die dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind oder auf denen ein 
tatsächlicher öffentlicher Verkehr stattfindet. Zu den öffentlichen Straßen gehören 
insbesondere auch ausgewiesene Rad- und Wanderwege, Waldlehrpfade, Feldwege 
im Außenbereich sowie Fahrbahnen, Randstreifen, Haltestellen, Haltebuchten, 
Flächenbereiche der Wartehäuschen, Fußgängerunterführungen, Durchlässe, 
Brücken, Tunnel, Passagen, Parkplätze, Tiefgaragen und Parkhäuser, Gehwege, 
Gehflächen, Straßenböschungen und Stützmauern. 

 
(2) Öffentliche Anlagen bzw. Pflanzungen im Sinne dieser Gefahrenabwehrverordnung 

sind, ungeachtet der Eigentumsverhältnisse, alle der Öffentlichkeit zur Verfügung 
stehenden oder allgemein zugänglichen Park- und Grünflächen, Verkehrsgrünanlagen, 
Sport- und Badeanlagen, Uferbereiche, Kinderspielplätze, Bolzplätze und 
Skateboardanlagen. 

 
(3) Öffentliche Flächen im Sinne dieser Verordnung sind, ungeachtet der Eigentums-

verhältnisse, Flächen und Gegenstände, die dem öffentlichen Nutzen dienen, 
insbesondere Wertstoffbehälter, Müllbehälter, Papierkörbe, Verteiler- und Schalt-
kästen, Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen, Parkhäuser, Schallschutzwände, 
Geländer, Treppen, Rampen, Stützmauern, Bänke, Denkmäler, Litfasssäulen, Bäume, 
Pflanzkübel, Licht- und Leitungsmasten, Wartehäuschen, Briefkästen, Telefonzellen 
sowie Türen, Wände in Unterführungen sowie Wände, Toren und Mauern von 
öffentlichen Gebäuden. 

 
(4) Gewässer im Sinn dieser Verordnung sind alle Gewässer im Sinne des § 1 des Hess. 

Wassergesetzes. 
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§ 2 Zusammenhängend bebaute Teile des Stadtgebietes 
 
Zusammenhängend bebaute Teile des Stadtgebietes sind die Teile, die in der als Anlage 
zu dieser Verordnung beigefügten Karte des Stadtbauamtes gekennzeichnet sind. Die 
Anlage 1 ist ein Teil dieser Verordnung. 
 
 

Abschnitt II: Schutz der öffentlichen Anlagen und Spielplätze 
 
 

§ 3 Fahrzeuge 
 
(1) Öffentliche Anlagen dürfen nicht mit Motorfahrzeugen oder anderen Fahrzeugen - 

ausgenommen Krankenfahrstühle, Kinderwagen bzw. -spielgeräte und Fahrzeuge zur 
Pflege und / oder Entsorgung öffentlicher Anlagen - befahren werden. Die Stadt kann 
für bestimmte Teile öffentlicher Anlagen das Befahren mit Fahrrädern gestatten. 

 
(2) Motorfahrzeuge dürfen den Wurzelbereich von Straßenbäumen, sofern dieser durch 

Abgrenzung kenntlich gemacht ist, weder befahren, noch dort halten oder parken. Die 
das Parken auf Gehwegen regelnden Verkehrsvorschriften bleiben hiervon unberührt. 

 
 

§ 4 Nutzung öffentlicher Anlagen 
 
(1) Die Benutzer haben sich in öffentlichen Anlagen so zu verhalten, dass diese nicht in 

ihren Funktionen beeinträchtigt werden. Die Funktionen öffentlicher Anlagen bestehen 
insbesondere in der Erholung der Bevölkerung und der Gestaltung des Stadt- und 
Landschaftsbildes. Die Benutzer haben sich darüber hinaus so zu verhalten, dass kein 
anderer gefährdet, geschädigt oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar 
behindert oder belästigt wird. 

 
(2) Pflanzungen dürfen nicht betreten werden. Rasenflächen können vorübergehend durch 

Hinweisschilder gesperrt werden. Rasenflächen, Bäume und deren Wurzelbereiche, 
Pflanzungen, Pflanzenteile, Baulichkeiten, Springbrunnen, Wasserflächen und 
Kinderspielplätze einschließlich ihrer Spielgeräte und Spielanlagen, Ruhebänke, 
Papierkörbe sowie sonstige ähnliche Einrichtungen dürfen nicht beschädigt, entfernt, 
verunreinigt oder in sonstiger Weise missbräuchlich genutzt werden.  

 
(3) Absatz 2 gilt entsprechend, soweit sich die genannten Anlagen und Einrichtungen 

innerhalb öffentlicher Verkehrsflächen befinden, beispielsweise auch für Blumen-
schalen, Pflanzenkübel, Blumenbeete und straßenbegleitende Pflanzungen. 

 
(4) Der Magistrat kann öffentliche Anlagen oder einzelne Teile oder Einrichtungen 

derselben während bestimmter Zeiträume für die allgemeine Benutzung oder für 
bestimmte Nutzungsformen sperren. In diesen Fällen ist eine Benutzung nach 
Maßgabe der Sperre untersagt. 
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(5) Wer in öffentlichen Anlagen Verunreinigungen oder Beschädigungen verursacht, hat 
diese unverzüglich auf eigene Kosten zu beseitigen oder zu beheben. 

 
 

§ 5 Aufgrabungen und sonstige Arbeiten 
 
Aufgrabungen und sonstige Arbeiten in öffentlichen Anlagen sowie im Wurzelbereich von 
städtischen Bäumen (insbesondere von Straßenbäumen) dürfen nur mit besonderer 
Erlaubnis der Stadt vorgenommen werden. 
 
 

§ 6 Tiere 
 
(1) Hunde sind von Rasenflächen, Anpflanzungen aller Art, Liegewiesen und Kinder-

spielplätzen, Bolzplätzen und Skateboardanlagen fernzuhalten. Der Halter oder Führer 
eines Hundes hat dafür zu sorgen, dass der begehbare Teil von öffentlichen Wegen 
und Plätzen nicht durch Kot verunreinigt wird. Der Halter oder Führer des Hundes ist 
zur Beseitigung des Kotes verpflichtet.  

 
(2) In öffentlichen Anlagen lebende Tiere, insbesondere Wasservögel und Fische, dürfen 

nicht gefangen oder belästigt werden. 
 
 

§ 7 Gewässer 
 
(1) Das Baden ist nur in den dafür besonders bestimmten Bereichen von Gewässern 

erlaubt. 
 
(2) Zugefrorene Gewässer dürfen nur dann betreten werden, wenn sie durch die Stadt für 

die Öffentlichkeit freigegeben wurden. 
 
 

§ 8 Benutzung der Kinderspielplätze, Bolzplätze und Skateboardanlagen 
 
(1) Die auf Kinderspielplätzen aufgestellten Spielgeräte dürfen nicht von Personen benutzt 

werden, die älter als 14 Jahre sind. 
 
(2) Kinderspielplätze, Bolzplätze und Skateboardanlagen dürfen nur von 07.00 - 21.00 Uhr 

entsprechend ihrem Zweck genutzt werden. Darüber hinaus dürfen Bolzplätze an 
Sonn- und Feiertagen erst ab 11.00 Uhr genutzt werden. Der Magistrat wird ermächtigt 
abweichende Nutzungszeiten durch Allgemeinverfügung zu regeln. 

 
 

§ 9 Veranstaltungen 
 
Gewerbliche Feilbietungen von Waren oder gewerbliche Leistungen aller Art dürfen in 
öffentlichen Anlagen ohne besondere Erlaubnis der Stadt nicht durchgeführt werden. 
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§ 10 Grillen 
 
In öffentlichen Anlagen darf nur an den dafür vorgesehenen Stellen gegrillt werden. 
 
 

§ 11 Verhalten in der Öffentlichkeit 
 
(1) Es ist verboten, 

1. auf Kinderspielplätzen, 

2. auf Schulhöfen, soweit sie allgemein zugänglich sind, 

3. auf Straßen, Plätzen (insbes. dem Beauner Platz) und in Grün- und Spielanlagen, 
jeweils im Umkreis von 15 Metern von den Zu- und Abgängen zu unterirdischen 
Anlagen 

alkoholische Getränke zu konsumieren oder anderen zum Verzehr zu überlassen oder 
auf Straßen, in Grün- und Spielanlagen jeweils im Umkreis von 15 Metern um 
Trinkhallen, denen der Ausschank alkoholischer Getränke nach dem Gaststättengesetz 
nicht erlaubt ist, alkoholische Getränke zu konsumieren. 

 
(2) Lagern oder das dauerhafte Verweilen von Personen im Geltungsbereich dieser 

Gefahrenabwehrverordnung in einer für Dritte beeinträchtigenden oder nach dem 
Gesetz nicht zulässigen Art zum Zwecke des Konsums von Betäubungsmitteln im 
Sinne des Betäubungsmittelgesetzes ist verboten. 

 
(3) Die Gefährdung und erhebliche Belästigung anderer Personen durch 

1. Lagern oder das dauerhafte Verweilen auf Flächen, auf denen typischerweise starker 
Fußgängerverkehr stattfindet oder die ihrem Zweck nach hierfür bestimmt sind, 

2. das Nächtigen im Freien auf Straßen, in Grün- und Spielanlagen sowie in 
unterirdischen Anlagen, insbesondere auf Bänken und Stühlen sowie das Auf- und 
Umstellen von Bänken und Stühlen zu diesem Zweck, 

3. den Konsum alkoholischer Getränke, Trunkenheit oder sonstiges rauschbedingtes 
Verhalten 

 ist verboten. 
 
(4) In von Straßen, Grün- und Spielanlagen oder unterirdischen Anlagen einsehbaren und 

unmittelbar frei zugänglichen Haus-, Geschäfts- und Grundstückszugängen ist 

1. das unbefugte Lagern oder dauerhafte Verweilen 
2. das unbefugte Nächtigen 
3. der unbefugte Verzehr alkoholischer Getränke 
4. das Verrichten der Notdurft 

 verboten. 
 
(5) Das aggressive Betteln, insbesondere durch nachdrückliches oder hartnäckiges 

Ansprechen von Personen zum Zwecke der Bettelei, sowie das Betteln von oder mit 
Kindern oder mittels Kinder ist verboten. 
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Abschnitt III: Schutz des Stadtbildes vor Verschmutzung und störender Werbung 
 

 
§ 12 Abfall und Sammelgut 

 
(1) Gegenstände aus Papierkörben, Abfallbehältern, Mülltonnen, Großmüllcontainern und 

Abfallsammelstationen dürfen nicht verstreut werden. Das gleiche gilt für Sperrmüll 
oder Sammelgut (Kleider, Altkleider, Altpapier, Gläser, Batterien, Schrott, Metalle, 
Kunststoffe u.a.), soweit sie zum Abholen bereitgestellt sind. 

 
(2) Es ist nicht gestattet, Abfälle oder Gegenstände für die Rohstoffrückgewinnung auf 

oder neben die zur Aufnahme von Gegenständen zur Rohstoffrückgewinnung 
bestimmten Container zu stellen. 

 
(3) Für die Aufnahme von Kleinabfällen, die anlässlich der Benutzung von öffentlichen 

Straßen, Wegen, Plätzen und Anlagen anfallen, stellt die Stadt Abfallbehälter auf. Die 
Besitzer dieser Abfälle sind verpflichtet, diese Behälter zu benutzen. Dies gilt 
insbesondere für Speiseabfälle (z. B. Kaugummis), Papiertücher, Zigarettenkippen und 
ähnliche Kleinabfälle. 

 
(4) Haushaltsabfälle dürfen nicht in die durch die Stadt zur Aufnahme von Kleinabfällen 

aufgestellten Abfallbehälter eingefüllt werden. 
 
 

§ 13 Plakatieren, Beschriften, Bemalen 
 
(1) Es ist verboten, auf öffentlichen Straßen, in öffentlichen Anlagen und auf öffentlichen 

Flächen Plakate, Anschläge, Beschriftungen, Bemalungen, Besprühungen und 
Werbemittel jeder Art außerhalb der dafür bestimmten Einrichtungen (Plakatsäulen, 
Anschlagtafeln usw.) anzubringen oder anbringen zu lassen. 

 
(2) Das Verbot gilt auch für Plakate, Anschläge, Beschriftungen, Bemalungen, 

Besprühungen und Werbemittel jeder Art an baulichen Anlagen, Einfriedungen, 
Bauzäunen, Bäumen und dergleichen, wenn sie von der Straße oder Anlage 
eingesehen werden können, soweit dieses nicht Ausfluss der tatsächlichen Nutzungen 
des Grundstücks ist. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung auf die dem öffentlichen 

Bauordnungsrecht unterliegenden Anlagen der Außenwerbung nach der Hess. 
Bauordnung. 

 
(4) Wer Plakate, bei denen eine Plakatierung im Gebiet der Stadt nach den Umständen zu 

erwarten ist, anderen Personen überlässt, hat vor der Ausgabe diese Personen über 
das Plakatieren nach Abs. 1 und Abs. 2 zu belehren. 

 
(5) Wer, entgegen der Verbote in den Absätzen 1 und 2, Plakate, Anschläge oder 

Werbemittel anbringt, wer beschriftet, bemalt, besprüht oder hierzu veranlasst, ist zur 
unverzüglichen Beseitigung verpflichtet. Die Beseitigungspflicht trifft in gleichem Maße 
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auch den Veranstalter, auf welchen auf den jeweiligen Plakaten, Anschlägen oder 
sonstigen Darstellungen gemäß Abs. 1 hingewiesen wird. 

 
(6) Die Stadt kann von den Bestimmungen der Abs. 1 und 2 Ausnahmen zulassen. Dies 

bezieht sich vor allem auf die Anträge für Plakatwerbungen innerhalb öffentlicher 
Straßen und Verkehrsflächen als Sondernutzungserlaubnis gem. § 16 Hess. 
Straßengesetz in Verbindung mit der Satzung über Sondernutzungen an öffentlichen 
Straßen und über Sondernutzungsgebühren der Stadt Bensheim. Diese Ausnahmen 
können mit Auflagen versehen werden. Die Wahlwerbung sowie die Wahrnehmung 
des Rechts auf freie Meinungsäußerung gemäß Artikel 5 GG sind von den Vorschriften 
der Abs. 1 und 2 grundsätzlich ausgenommen. Auch für sie kann die Stadt Bensheim 
Auflagen erlassen, um Gefährdungen, dauerhafte Schäden oder übermäßige 
Beeinträchtigungen des Verkehrs zu vermeiden. Diese Nutzungen sind deshalb 
ebenfalls zu beantragen. 

 
 

Abschnitt IV: Schutz vor Lärm und umweltschädlichem Verhalten 

 
 

§ 14 Kraftfahrzeuge, Wohnwagen, Wohnmobile 
 
Auf öffentlichen Straßen, Parkplätzen und in Anlagen stehende Kraftfahrzeuge, Anhänger, 
Wohnwagen und Wohnmobile dürfen nicht als Unterkunft genutzt werden. 
 
 

§ 14 a Waschverbot für Kraftfahrzeuge und Maschinen 
 
(1) Das Waschen und Reparieren von Kraftfahrzeugen und anderen motorbetriebenen 

Maschinen, das Ölwechseln und das Behandeln mit brennbaren, ölauflösenden oder 
schaumbildenden Flüssigkeiten ist auf öffentlichen Straßen und in öffentlichen 
Anlagen nicht erlaubt. 
 

(2) Dieses Verbot gilt auch auf befestigten Grundstücksflächen, die unmittelbar an die 
Straße angrenzen oder ohne Benzinabscheider zur Straße hin entwässert werden. Es 
gilt nicht für Kleinreparaturen, von denen keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit, 
insbesondere Gesundheitsbeeinträchtigung, Umweltgefährdung oder 
Lärmbeeinträchtigung ausgeht. 

 
 

§ 15 Behälter für die Rohstoffrückgewinnung 
 
Das Einfüllen in Glascontainer oder Sammelbehälter für Dosenschrott ist an Werktagen in 
der Zeit von 20.00 Uhr bis 07.00 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen nicht gestattet. 
Darüber hinaus sind die auf den einzelnen Behältern angegebenen Zeiten zu beachten. 
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Abschnitt V: Sonstige Bestimmungen 

 
 

§ 15 a Musikdarbietungen im Innenstadtbereich (Fußgängerzone) 
 
(1) Im Innenstadtbereich der Stadt Bensheim sind Musikdarbietungen lediglich von  

Montag bis Freitag in der Zeit von 10 - 12 Uhr und 14 - 16 Uhr, sowie Samstag von 10 - 
12 Uhr zulässig. 
 

(2) Straßenmusiker dürfen lediglich einmal pro Tag und Platz musizieren. 
 
(3) Die Anzahl der Musiker darf zwei Personen nicht überschreiten. Ab einer Anzahl von 

drei Personen liegt eine Sondernutzung vor. In einem solchen Falle ist eine 
Sondernutzungserlaubnis zu beantragen. 

 
(4) Elektroakustische Geräte, insbesondere Tonverstärker, dürfen nicht verwendet 

werden. Sämtliche Instrumente dürfen maximal bis Zimmerlautstärke gespielt werden, 
um eine unnötige Lärmbelästigung zu vermeiden. 

 
(5) Weder durch Straßenmusiker noch durch deren Zuhörer darf es zu Behinderungen des 

Straßenverkehrs und der Fußgänger kommen. Aus diesem Grund sind Darbietungen 
auf der Mittelbrücke unzulässig. 

 
 

§ 16 Aufsicht über Tiere und Leinenzwang für Hunde 
 
(1) Personen, die Hunde oder andere Tiere halten oder führen, haben dafür zu sorgen, 

dass ihre Tiere, mit Ausnahme von Katzen, nicht ohne Aufsicht im Gebiet der Stadt 
umherlaufen. 

 
(2) Hunde sind in allen öffentlichen Anlagen und städtischen Einrichtungen (§§ 19 und 20 

Hess. Gemeindeordnung) sowie in verkehrsberuhigten Bereichen und in der 
Fußgängerzone in der Innenstadt, begrenzt durch die Griesel-, Friedhof-, Rodenstein-, 
Heidelberger-, Nibelungenstraße und der Platanenallee, an der Leine zu führen. Die 
zulässige Höchstlänge der Leine beträgt in öffentlichen Anlagen 2 m. 

 
(3) Der Leinenzwang gilt nicht für ausgebildete Blindenhunde. 
 
(4) Die in Abs. 1-2 genannten Verpflichtungen treffen die Hundehalter, sowie die Person, 

die über den Hund die tatsächliche Gewalt ausübt. 
 
 

§ 17 Fütterungsverbot für Tauben 
 
In zusammenhängend bebauten Teilen der Stadt ist es verboten, verwilderte Tauben und 
Wildtauben zu füttern, oder Futter auszustreuen, das üblicherweise auch von Tauben 
aufgenommen wird. 
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§ 18 Feuer und Brauchtumsfeuer 

 
(1) Soweit im Bundes- oder Landesrecht nicht anders geregelt, darf offenes Feuer im 

Freien außer auf eingerichteten Grillplätzen und Feuerstellen nur entzündet und 
unterhalten werden, wenn es unter ständiger Beaufsichtigung volljähriger Personen 
steht. Die Feuerstelle darf erst verlassen werden, wenn das Feuer und die Glut restlos 
gelöscht sind.  

 
(2) Stark ruß- und rauchentwickelnde Stoffe, wie z. B. Dachpappe, Bitumen, Asphalt oder 

Gummi dürfen weder alleine noch mit anderen Materialien verbrannt werden. Ferner 
ist es verboten, zum Entzünden des Feuers Benzin, Petroleum oder andere 
leichtentzündliche oder explosionsgefährliche Stoffe oder Flüssigkeiten zu verwenden. 

 
(3) Brauchtumsfeuer sind Feuer, die zum Zweck der Brauchtumspflege im Rahmen einer 

öffentlichen, jedem zugänglichen Veranstaltung abgebrannt werden. Wer ein 
Brauchtumsfeuer entzünden will, hat dies der örtlichen Ordnungsbehörde mindestens 
14 Tage vor dem Abbrand anzuzeigen. Es dürfen nur Brennholz, Baumstämme und 
Strauchschnitte benutzt werden, die trocken und unbehandelt sind. Der nach Satz 1 
Verantwortliche hat dafür Sorge zu tragen, dass während der Durchführung 
mindestens eine Aufsichtsperson anwesend ist. 

 
 

Abschnitt VI: Schlussbestimmungen 
 
 

§ 19 Ausnahmen 
 
(1) Von den Vorschriften dieser Verordnung kann die Ordnungsbehörde in begründeten 

Fällen, soweit es mit den öffentlichen Interessen vereinbar ist, auf Antrag Ausnahmen 
zulassen. Die Ausnahmegenehmigungen können mit Bedingungen und Auflagen 
versehen werden. 

 
(2) Zuständig für die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen ist der Bürgermeister als 

örtliche Ordnungsbehörde. 
 
(3) Wem eine Ausnahmegenehmigung erteilt worden ist, hat diese während der 

genehmigten Sondernutzung mitzuführen und auf Verlangen vorzuzeigen. 
 
(4) Durch Ausnahmegenehmigung begründete Sondernutzungsansprüche sind weder 

vererblich, noch übertragbar. 
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§ 20 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 77 Abs. 1 HSOG handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 
 
1. entgegen § 3 Abs. 1 öffentliche Anlagen mit Motorfahrzeugen oder anderen  
 Fahrzeugen befährt; 
 
2. entgegen § 3 Abs. 2 im Wurzelbereich der Straßenbäume hält oder parkt oder diesen 

befährt; 
 
3. entgegen § 4 Abs. 1 öffentliche Anlagen so benutzt, dass diese in ihren Funktionen 

nach § 1 Abs. 2 beeinträchtigt werden oder sich so verhält, dass andere gefährdet, 
geschädigt oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar behindert oder 
belästigt werden; 

 
 4. entgegen § 4 Abs. 2 Pflanzungen oder gesperrte Rasenflächen betritt oder die 

genannten Gegenstände beschädigt, entfernt, verunreinigt oder in sonstiger Weise 
missbräuchlich nutzt; 

 
5. entgegen § 4 Abs. 3 die innerhalb öffentlicher Verkehrsflächen befindlichen Anlagen 

und Einrichtungen betritt, beschädigt, entfernt, verunreinigt oder in sonstiger Weise 
missbräuchlich nutzt; 

 
6. entgegen § 4 Abs. 4 öffentliche Anlagen oder einzelne Teile oder Einrichtungen    

      derselben trotz Sperre des Magistrats benutzt; 
 

7. entgegen § 4 Abs. 5 als Verursacher von Verunreinigungen und Beschädigungen in 
öffentlichen Anlagen unterlässt, diese unverzüglich auf eigene Kosten zu beseitigen 
oder zu beheben; 

 
8. entgegen § 5 Aufgrabungen oder sonstige Arbeiten ohne die Erlaubnis der Stadt 

vornimmt; 
 
9. entgegen § 6 Abs. 1 Hunde nicht von Rasenflächen, Anpflanzungen aller Art, 

Liegewiesen, Kinderspielplätzen, Bolzplätzen und Skateboardanlagen fernhält; oder 
begehbare Teile von öffentlichen Wegen und Plätzen durch Kot Verunreinigt und als 
Führer eines Hundes die Verunreinigung nicht beseitigt; 

 
10. entgegen § 6 Abs. 2 Tiere fängt oder anderweitig belästigt; 

 
11. entgegen § 7 Abs. 1 außerhalb der bestimmten Flächen badet oder entgegen  

 § 7 Abs. 2 das Eis betritt, obwohl die Stadt die Eisfläche nicht freigegeben hat; 
 

12. entgegen § 8 Abs. 1 Kinderspielgeräte nutzt, oder deren Nutzung als Aufsichts-
person duldet; 
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13. entgegen § 8 Abs. 2 Kinderspielplätze, Bolzplätze oder Skateboardanlagen 
außerhalb der angegeben Zeiten nutzt; oder deren Nutzung als Aufsichtsperson 
duldet; 

 
14. entgegen § 9 gewerbliche Leistungen oder gewerbliche Feilbietungen ohne Erlaubnis 

der Stadt durchführt; 
 

15. entgegen § 10 außerhalb der dafür vorgesehenen Stellen grillt; 
 
16. entgegen § 11 Abs. 1 an den genannten Orten alkoholische Getränke verzehrt oder 

anderen zum Verzehr überlässt; 
 
17. entgegen § 11 Abs. 2 zum Zwecke des Konsums von Betäubungsmitteln in einer für 

Dritte beeinträchtigenden Art lagert oder dauerhaft verweilt; 
 
18. entgegen § 11 Abs. 3 andere Personen gefährdet oder erheblich belästigt; 
 
19. entgegen § 11 Abs. 4 lagert, nächtigt, alkoholische Getränke verzehrt oder/und seine 

Notdurft verrichtet; 
 
20. entgegen § 11 Abs. 5 aggressiv bettelt oder von oder mit Kindern oder mittels Kinder 

bettelt; 
 
21. entgegen § 12 Abs. 1 Gegenstände aus Behältnissen und Sammelstationen 

verstreut; 
 

22. entgegen § 12 Abs. 2 Abfälle oder Gegenstände auf oder neben die zur Aufnahme 
von Gegenständen zur Rohstoffrückgewinnung bestimmten Container abstellt; 

 
23. entgegen § 12 Abs. 3 Kleinabfälle außerhalb der dafür aufgestellten Abfallbehälter 

entsorgt; 
 
24. entgegen § 12 Abs. 4 Haushaltsabfälle in die von der Stadt zur Aufnahme von 

Kleinabfällen aufgestellten Abfallbehälter einfüllt; 
 
25. entgegen § 13 Abs. 1 Plakate, Anschläge, Beschriftungen, Bemalungen, 

Besprühungen und Werbemittel jeder Art anbringt oder anbringen lässt; 
 
26. entgegen § 13 Abs. 2 Plakate, Anschläge, Beschriftungen, Bemalungen, 

Besprühungen und Werbemittel jeder Art anbringt oder anbringen lässt; 
 
27. entgegen § 13 Abs. 4 die Belehrung unterlässt; 
 
28. entgegen § 13 Abs. 5 die unverzügliche Beseitigung unterlässt; 
 
29. Auflagen nach § 13 Abs. 6 nicht beachtet; 
 
30. entgegen § 14  Kraftfahrzeuge, Anhänger, Wohnwagen oder Wohnmobile als 

Unterkunft nutzt; 
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31. entgegen § 14 a Abs. 1 Kraftfahrzeuge oder andere motorbetriebene Maschinen auf 

öffentlichen Straßen oder in öffentlichen Anlagen wäscht, repariert, Ölwechsel 
durchführt oder Behandlungen mit brennbaren, ölauflösenden oder schaumbildenden 
Flüssigkeiten durchführt; 

 
32. entgegen § 14 a Abs. 2 Kraftfahrzeuge oder andere motorbetriebene Maschinen auf 

befestigten Grundstücksflächen, die unmittelbar an die Straße angrenzen oder ohne 
Benzinabscheider zur Straße hin entwässert werden, wäscht, repariert, Ölwechsel 
durchführt oder Behandlungen mit brennbaren, ölauflösenden oder schaumbildenden 
Flüssigkeiten durchführt; 

 
33. entgegen § 15 außerhalb der vorgeschriebenen Zeiten Glas oder Dosen in 

Sammelbehälter einfüllt; 
 

34. entgegen § 15 a außerhalb der erlaubten Zeiten im Innenstadtbereich musiziert; 
 

35. entgegen § 16 Abs. 1 einen Hund oder ein anderes Tier ohne Aufsicht umherlaufen 
lässt; 

 
36. entgegen § 16 Abs. 2 einen Hund in öffentlichen Anlagen und städtischen 

Einrichtungen sowie in verkehrsberuhigten Bereichen und der Fußgängerzone in der 
Innenstadt, begrenzt durch die Griesel-, Friedhof-, Rodenstein-, Nibelungenstraße 
und der Platanenallee, nicht an der Leine führt; 

 
37. entgegen § 16 Abs. 3 die zulässige Länge der Leine überschreitet; 

 
38. entgegen § 17 Tauben füttert; oder Futter ausstreut, das üblicherweise auch von 

Tauben aufgenommen wird; 
 

39. entgegen § 18 Abs. 1 außerhalb eingerichteter Grillplätze oder Feuerstellen offenes 
Feuer im Freien ohne die gebotene Aufsicht durch Volljährige entzündet oder 
unterhält oder die Feuerstelle verlässt, ohne dafür Sorge getragen zu haben, dass 
das Feuer und die Glut restlos erloschen sind; 

 
40. entgegen § 18 Abs. 2 stark ruß- und rauchentwickelnde Stoffe alleine oder mit 

anderen Materialien zusammen verbrennt oder zum Entzünden des Feuers Benzin, 
Petroleum, oder andere leichtentzündliche oder explosionsgefährliche Stoffe oder 
Flüssigkeiten verwendet; 

 
41. entgegen § 18 Abs. 3 ein Brauchtumsfeuer entzündet, ohne dies der örtlichen 

Ordnungsbehörde mindestens 14 Tage vorher anzuzeigen oder hierzu andere 
Brennmaterialien als Brennholz, Baumstämme und Strauchschnitte, die trocken und 
unbehandelt sind, benutzt; 

 
42. entgegen §19 Abs. 3 seine Ausnahmegenehmigung währen der Sondernutzung nicht 

mitführt oder diese auf Verlangen nicht vorzeigt. 
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 77 Abs. 1 HSOG i.V. m. § 17 OwiG mit einer 
Geldbuße bis höchstens 5.000 Euro für jeden Fall der Zuwiderhandlung geahndet 
werden. 

 
(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 OwiG ist der Bürgermeister der 

Stadt als örtliche Ordnungsbehörde. 
 
 

§ 21 Vorrang anderer Rechtsvorschriften 
 
(1) Diese Gefahrenabwehrverordnung gilt nicht für Tatbestände, die durch Bundes- oder 

Landesrecht abschließend geregelt sind. Weiterhin bleiben insbesondere die Satzung 
über Sondernutzungen und Nutzungen nach dem bürgerlichen Recht 
(Sondernutzungssatzung) und die Baumschutzsatzung der Stadt von den Regelungen 
dieser Gefahrenabwehrverordnung unberührt. 

 
(2) Von den Vorschriften dieser Verordnung sind die Gefahrenabwehrbehörden, die 

Bundeswehr, der Bundesgrenzschutz, die Feuerwehr, der Katastrophenschutz und der 
Zoll befreit, soweit dies zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben dringend geboten ist. 

 
 

§ 22 In- und Außerkrafttreten 
 
Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft und gilt längstens  
10 Jahre, sofern sie nicht vorher durch Beschluss aufgehoben oder geändert wird. 
Gleichzeitig tritt die Gefahrenabwehrverordnung über die Aufrechterhaltung der Sicherheit 
und Ordnung auf den Straßen sowie in den Anlagen der Stadt (Bensheimer 
Straßenverordnung) vom 04.01.2005, zuletzt geändert durch Nachtrag vom 24.11.2012, 
außer Kraft. 
 
 
Bensheim, den 30.03.2015 
 
 
          Der Bürgermeister 
         der Stadt Bensheim 
als allgemeine Ordnungsbehörde 
  
 
                   Oyan 
                 Stadtrat 
 
 
Grundsatzung 
 
beschlossen am 26.03.2015 
veröffentlicht am 04.04.2015 BA 
in Kraft getreten am 05.04.2015 
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